Strassenbahner Biel

Die nächsthin stattfindende  Generalversammlung der Krankenkasse der Strassenbahner hat sich unter anderem auch mit der Frage der Fusion der beiden Krankenkassen des Personals zu befassen. Wenn wir über dieses Thema noch einige Worte verlieren, so darum, um auch denjenigen Mitgliedern, welche die Versammlungen nicht besuchen konnten, in kurzen Zügen des Sachverhalt zu schildern.
Unter des Einwirkungen der Neuzeit und dem vernünftigen Grundsatz der Konzentration folgend, haben Vertreter der Krankenkasse der Strassenbahner und der Krankenkasse der Licht-, Wasser- und Bauamt-Arbeiter der Stadt Biel sich gegenseitig über ein Verschmelzen der beiden Kassen ausgesprochen. Die Vorteile einer gemeinsamen Kasse sind in der Hauptsache für das Personal der Strassenbahn in die Augen springend. Was auf gewerkschaftlichem Boden schon lange anerkannter Grundsatz ist, sollte auch für das gleiche Personal auf dem Gebiet der Versicherung durchgeführt werden. Wir haben da vor allem den Einfluss einer starken, zielbewussten Vertretung der gemeinsamen Interessen der Behörde gegenüber im Auge. Aber auch durch die Verteilung des Risikos, das jede Versicherung in gewissem Sinne. darstellt, kann eine gemeinsame Kasse den Anforderungen der Versicherten besser gerecht werden. Die Krankenkasse der Licht-, Wasser- und Bauamt-Arbeiter hat sich unter zielbewusster Leitung zu einer Organisation emporgearbeitet, welche in bezug auf die gewährten Leistungen sowohl als auch hinsichtlich der Prämien sich wohl sehen lassen darf. Gewährt sie doch den Mitgliedern bei nur 1 ½ Prozent Beitrag mit den Leistungen, welche die Gemeinde, gestützt auf das Lohnregulativ, ausrichtet, für die Dauer eines halben Jahres 80 Prozent des Lohnausfalls mit Einschluss der Sonntage. Ebenso werden die Behandlungskosten für die Dauer eines Jahres von der Kasse übernommen. Was für das Personal aber ins Gewicht fallen darf, ist die Verwaltung der Kasse, welche vollständig in den Händen des Personals liegt. Dass der bisherige Zustand in der Krankenkasse der Strassenbahner betr. Der Verwaltung nicht ganz befriedigen konnte, liegt auf der Hand. Wenn wir weiter die Möglichkeit der Gewährung von ausserordentlichen Unterstützungen, welche die Kasse ihren Mitgliedern gewähren kann, betrachten, so fällt der Zeiger der Wage stark zugunsten der Krankenkasse der Licht- und Wasser-Arbeiter. Wenn aber trotzdem noch Bedenken, welche vor einer Fusion warnen, bestehen, so müssen wir schon die dazu führenden Gründe einer etwas kritischen Beleuchtung unterziehen.
Vor allen Dingen scheint uns. Art. 18 der Statuten der Krankenkasse der Strassenbahner der Haken zu sein, welcher einen weiteren Ausbau der Kasse hindert. Nach dieser Bestimmung wird dem austretenden Mitglied von seinen geleisteten Beiträge 30 Prozent wiederum zurückerstattet. Diese Bestimmung hatte ihre Berechtigung nur solange, als die Frage der Freizügigkeit eines allfälligen Übertrittes in eine andere Krankenkasse nicht durch das  Bundesgesetz geregelt  war. Diese  Rückerstattungsklausel stammt aus dem Jahr 1902, also aus einer Zeit, weIche noch keinen Ausbau des Krankenkassenwesens auf dem Gebiet der Eidgenossenschaft kannte. Heute liegen diese Verhältnisse .ganz anders. Jedes Mitglied einer vom Bund anerkannten Kasse kann unter gewissen Voraussetzungen den Eintritt in eine andere Kasse verlangen. Die Rückerstattung, welche als Einkauf zu betrachten ist, hat also ihre ursprüngliche Bestimmung verloren. Das Personal der Strassenbahn muss sich aber in nächster Zeit, wenn auch eine Fusion nicht zustande kommt, doch mit der Frage der Abschaffung dieser Bestimmung befassen. Es dürfte allen bekannt sein, dass sich die Gemeindebehörden seit einiger Zeit mit der Frage der Einführung der obligatorischen Krankenversicherung befassen. Die Versicherungspflicht wird voraussichtlich auch die Strassenbahner erfassen. Es dürfte nun die Mitglieder interessieren, dass die Erfüllung der Versicherung nur in einer vom Bund anerkannten Krankenkasse möglich ist und dass eine Bestimmung, wie sie Art. 18 darstellt, dem Grundsatz der Gegenseitigkeit widerspricht und von den Behörden nicht genehmigt werden könnte. Wenn also die Fusion nicht zustande kommt, so ist damit die Frage etwa nicht aus der Welt geschafft, sondern sie ist nur um eine kurze Zeit verschoben.
Ein weiteres Moment der Gegnerschaft mag in der kürzeren Bezugsfrist für Krankengeld bestehen. Aber auch diese Frage muss zugunsten der Krankenkasse der Licht- und Wasser-Arbeiter entschieden werden. Während die Krankenkasse der Strassenbahner für die erstes 90 Tage 75 Prozent, für weitere 90 Tage 50 Prozent und für die nächsten 90 Tage noch 30 Prozent des Lohnausfalls vergütet, so verweisen wir auf die im Hinblick auf die fürsorgerische Aufgabe der Krankenkasse überhaupt sicher bessere Lösung der Krankenkasse der Licht- und Wasser-Arbeiter, welche, wie bereite eingangs erwähnt, für 180 Tage in Verbindung mit der Gemeinde 80 Prozent des Lohnausfalls vergütet. Es liegt auf der Hand, dass mit der länger andauernden Krankheit des Ernährers für die Familie auf jeden Fall nicht eine Minderausgabe für den Unterhalt der Familie und die Pflege des Patienten entsteht, sondern gerade das Gegenteil. Darum sollte eine Lösung, wie sie die genannte Kasse durchführt, von jedem einsichtigen Mitglied nur begrüsst werden. Durch die Schaffung einer Pensionskasse glauben wir, dass Fälle von der Dauer eines halben Jahres und darüber auf ein Minimum reduziert werden. Alle diese Fragen werden nun an der nächsten Versammlung besprochen und sollte jedes Mitglied sich die nötige Zeit nehmen, um auch seine Meinung offen zum Wohle des Ganzen zu sagen.
Marschieren wir mit der Zeit und lassen wir ans nicht durch behördliche Massnahmen später überraschen! Streifen wir auch den letzten Rest von Sondergelüsten ab! Sorgen wir für einen Massenaufmarsch!
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